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2005 war ein „Arbeitsjahr“, in 
dem sich die deutsche Auto-

mobilindustrie die Erfolge hart er-
kämpfen musste. Die erfolgreiche 
Modellpolitik, die erkennbare deut-
liche Ver besserung der Produkt-
qualität, vor allem aber die Vielzahl 
von Innovationen, die insbe sondere 
von unserer Zulieferindustrie ka-
men, waren der Schlüssel dafür, 
das Jahr besser abzuschließen, als 
zunächst erwartet.

Mit 3,75 Mio. Einheiten wurde 
ein neuer Exportrekord erzielt. Das 
beweist, dass die Unternehmen mit 
ihrer Mo dell politik richtig liegen. Im 
Inland wurde mit 3,34 Mio. Pkw-
Neuzulassungen ein leichter Zu-
wachs gegenüber dem Vorjahres-
absatz erzielt. Der Rückgang bei 
den Inlandszulassungen ist damit 
gestoppt; eine wirklich nachhal tige 
Trendwende mit einer kräftigen Be-
lebung der Marktdynamik aus sich 
heraus ist das aber noch nicht. Die 
Zulassungen bei den privaten Kun-
den sind noch immer von Vor sicht 
und Zurückhaltung geprägt – die 

gestiegenen Incentives beweisen 
das. Ohne den fl orierenden Absatz 
im Gewerbe wäre überhaupt kein 
Zulas sungsplus er reichbar gewe-
sen. Die einzig wirksamen – und 
damit entscheidenden – Impulse 
kamen von der Modelloffensive im 
IAA-Jahr. Jede dritte Neuzulassung 
fi el auf ein brandneues Produkt 
oder eine neue Motorisie rung. 

Der Diesel-Absatz in Deutsch-
land hat Ende 2005 wieder an Fahrt 
ge won nen. Vorhersagen mancher 
„Experten“ über Absatzeinbrü-
che und Wertverlust haben sich 
nicht bewahrheitet. Unser Markt-
anteil bei Diesel-Pkw mit Filter in 
Deutschland liegt bei über 80%. 
Schon 50% der deutschen neu 
abgesetzten Diesel-Pkw sind Fahr-
zeuge mit Partikelfi lter. 

Deutliche Zuwächse
bei den Nutzfahrzeugen

Und das Autojahr 2005 hat einen 
kräftigen Ab satz schub bei Nutz-
fahrzeugen, vor allem bei Schwer-

Lkw gebracht, und dies auch noch 
auf praktisch allen großen Nutz-
fahrzeugmärkten der Welt. Der 
deutsche Schwer-Lkw-Markt stieg 
um 5% auf 85 000 Einhei ten und 
der Schwer-Lkw-Export sogar um 
11%. 

Als Folge wurden in Deutschland 
im zu Ende gehenden Jahr mit rund 
5,7 Mio. Kraft fahrzeugen 3% mehr 
Pkw und Nutzfahrzeuge herge-
stellt als im Vorjahr, allein bei Pkw 
werden es über 5,3 Mio. sein. Das 
ist ein Plus von 2% und das zweit-
höchste Fertigungsvolumen, das 
jemals erzielt wurde. Der Automo-
bilstandort Deutschland hat offen-
sichtlich trotz aller Herausforderun-
gen seine Qualitäten. Die 5-Millio-
nen-Marke wird im achten Jahr in 
Folge überschritten. 2005 wurden 
an den Auslandsstandorten nahe-
zu 4,9 Mio. Kraftfahrzeuge (+1%) 
produziert, darunter 4,2 Mio. Pkw. 
Einschließlich der Konzernmar ken, 
wie Chrysler, werden es 7 Mio. sein. 
Gemessen an der Weltproduktion 
von Pkw, die nach unserer Ein-

Kunibert Schmidt

2006 stabiler Automobilabsatz trotz erschwerter 

Rahmenbedingungen und stagnierender Märkte

Die Erwartungen der Industrie
für 2006

Bei anhaltendem Aufschwung der Weltwirtschaft beschleunigt sich die konjunkturelle 
Erholung in Deutschland. Für 2006 sagen Konjunkturforscher ein Wachstum von 

1,4% voraus, nach 0,8% in diesem Jahr. Wie schätzt die Industrie ihre Aussichten 
für 2006 ein?
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schätzung in diesem Jahr um 3% 
wachsen wird, erreichen wir einen 
Anteil von 22,5%. 

Die deutsche Automobilindustrie 
ist auch im Jahr 2005 real gewach-
sen. Der Umsatz wird voraussicht-
lich um 3% auf 234 Mrd. Euro stei-
gen. (2004: 228 Mrd. Euro). Die mil-
liardenschwere Belastung von der 
Rohstoffseite wird zwar Spuren in 
den Ma terial- und Ertragsrechnun-
gen hinterlassen, aber ein Brechen 
der Lieferkette wurde vermieden 
– trotz aller Zerreiß proben. 

Kombination von belastenden 
Elementen

Entscheidend dafür, ob die 
Jahre 2006/2007 einen stabileren 
Aufwärts trend und vor allem eine 
Verstetigung des Wachstums brin-
gen werden, sind eine Reihe von 
Faktoren: 

Im Inland überla gert Verunsiche-
rung noch die zarten Pfl änzchen 
des Marktzuwachses. Die geplan-
te Erhöhung der Mehrwertsteuer 
um 3 Prozentpunkte Anfang 2007 
wird zwar aller Voraussicht nach 
im Jahre 2006 einen Vorzieheffekt 
zur Folge haben. Das zeigen auch 
die Erfahrungen der Jahre 1983 
und 1998 – damals jeweils um 1 
Prozentpunkt. Rund 50 000 Ein-
heiten wurden jeweils vorgeholt. 
Allerdings führte das im darauf fol-
genden Quartal jeweils zu einem 
kräftigen Rückgang der Zulassun-
gen. Unter dem Strich erwarten wir 
auch 2006 – und zwar im 4. Quartal 
– einen Vorzieh ef fekt, der durchaus 
in der Größenordnung von 50 000 
bis 80 000 Neuzulassungen liegen 
könnte. Diesem dürfte dann aller-
dings ein „Kaufabstinenzeffekt“ 
folgen. 

Diese Unstetigkeit erfordert er-
hebliche betriebliche Anpassun-
gen, wenn der Übernach frage die 
Unterauslastung folgt. Hersteller, 

Zulieferer und Vormaterialliefe-
ranten müs sen sich in ihrer Pro-
grammplanung und Bevorratung 
darauf einstellen. Es bleibt zu hof-
fen, dass die Rech nung aufgeht 
und dem nicht eine Phase der Un-
beherrschbarkeit in der Anpassung 
folgt. In jedem Fall wird es eine Pha-
se hoher Anspannung in den Unter-
nehmen, mit Sonder schichten und 
anschließenden Freischichten.

Eine weitere Belastung ist die 
geplante Kürzung der Pend-
lerpauschale für die ersten 
20 Fahrtkilometer zwischen Wohn-
ort und Arbeitsplatz. Sie kostet den 
Autofahrer – je nach Familienstand 
und Einkom menshöhe – zwischen 

330 und 530 Euro jährlich; insge-
samt sind das jährlich 2 Mrd. Euro 
Mehrbelastung. Und: Im Jahr 2006 
werden sich zwar die steuerlichen 
Be- und Entlastungen noch in etwa 
die Waage halten, die Summe der 
Risiken und Lasten ist aber hoch. 
Mit der Großen Koali tion wird hof-
fentlich wieder mehr Berechenbar-
keit in die Politik einziehen, so dass 
sich das Käufervertrauen vielleicht 
erhöht. 

Die fundamentalen Daten allein – 
ohne den Hoffnungsfaktor der Gro-
ßen Koali tion und erste positive Si-
gnale der Konjunktur – würden für 
eine Jahres prognose für 2006 in der 
Größenordnung von 3,2 Millionen 
Pkw-Neuzulassungen sprechen. 
Unter Berücksichti gung dieser po-
sitiven Effekte sowie des Vorzieh-
effektes der Mehrwertsteuererhö-
hung, der neuen Modelle und des 
hohen Ersatzbedarfs, rechnet der 
VDA allerdings mit einem Absatz 
von 3,35 Mio. Pkw. 

Für ein berechenbares und ste-
tiges Wachstum braucht die In-
dustrie berechenbare Rahmen-
bedingungen. Seit nunmehr drei 
Jahren liegt das Ver sprechen des 
damaligen Umweltministers vor, 
die Nachrüstung mit Steuerer-
leichterun gen zu belohnen – es 
wurde nicht eingelöst. Diese unge-
klärte Frage hat zu einem erheb-
lichen Stau im Markt geführt. Die 
Zuliefe rer haben die entsprechen-
de Technologie entwickelt und in 
großem Umfang die Be vorratung 
mit Komponenten von Diesel-Par-
tikelfi ltern und Nachrüstsätzen 
vorge nommen. Diese Hausaufga-
ben müssen schnell erledigt wer-
den, und auch die Möglichkeiten 
der Nachrüstung bei leichten und 
schweren Nutzfahrzeugen können 
einstwei len nicht ausgeschöpft 
werden. 
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Ausfuhren als 
Schlüsselfaktor des Erfolgs

Die deutsche Automobilindus-
trie wird deshalb auch 2006 vom 
Export leben. Nach drei Höchst mar-
ken hintereinander ist nicht unbe-
dingt ein neuer Rekord zu erwarten. 
Offen ist auch, ob die Wechselkur-
se endlich eine gewisse Entlastung 
bringen. Das gilt natürlich vor allem 
für den amerikanischen Markt mit 
seinen erheblichen strukturellen 
Ver werfungen. Viele Indikatoren 
sprechen da für, dass sich der Markt 
auch in Amerika zu drehen scheint, 
dass die „Cars“ gegenüber den 
„light trucks“ weiter zulegen und 
der Faktor Kraftstoffverbrauch im-
mer wichtiger wird. Hiervon können 
die Deutschen nur profi tieren.

Für Westeuropa erwarten wir ei-
ne stabile Entwicklung auf Vorjah-
resniveau. Für ein Wiederanziehen 
des Pkw-Marktes in 2006 fehlen 
die notwendigen Wachstumsim-
pulse. In Großbritannien rechnen 
wir mit einem weiter rückläufi gen 
Markt. In Frankreich, Spanien oder 
Italien ist allenfalls Stagnation an-
gesagt. In den neuen EU-Ländern 
ist nach einer zweijährigen Schwä-
chephase wieder mit ei nem An-
ziehen des Neuwagengeschäfts 
zu rechnen. Osteuropa insgesamt 
wird zu den Wachstumsregionen 
gehören, Russland bleibt stabil auf 
Wachstumskurs, die Türkei erholt 
sich. In Asien hat vor allem China 
für Überraschung gesorgt. Dieser 
Markt ist 2005 mit einem kräftigen 
Wachstum schneller als erwartet 
aus seinem Tief herausgekommen. 
Der VDA rechnet auch im Jahr 2006 
mit zweistelligen Wachstumsraten. 
Der Marktanteil der Deutschen, der 
in den vergangenen zwölf Monaten 
rückläufi g war, hat sich gefangen 
und zieht in jüngster Zeit wieder 
leicht an. Mit neuen Produkten und 

mit neuen Strate gien sollte sich die 
Lage wieder verbessern. 

Schließlich rechnen wir auch im 
Nutzfahrzeuggeschäft 2006 mit ei-
nem Exportgesche hen auf hohen 
Touren. Dazu wird vor allem auch 
die unverändert hohe Nachfrage 
aus den Ölförderländern beitra-
gen. Die Chancen für einen Export 
in der Nähe des laufenden Jahres 
stehen gut.

Einfl ussfaktoren der 
künftigen Entwicklung

Egal in welchem Markt – die 
Stärke der Deutschen bleibt das 
Premiumsegment: Drei Viertel der 
weltweit neu zugelassenen Premi-
ummo delle der oberen Mittelklasse 
tragen ein deutsches Markenzei-
chen. Der mit ihnen erwirtschaf-
tete Ausfuhrwert hat sich in zehn 
Jahren nahezu ver dreifacht und 
trägt 60% des Pkw-Ausfuhrwerts. 
Deutschland wäre heute ohne den 
Erfolg im Premiummarkt nicht „Ex-
portweltmeister“. Und während die 
Pkw�Produktion des Volumenseg-
ments von 1994 bis 2004 konstant 
blieb, stieg das Produktionsvolu-
men im Premiumbereich um 72%, 
der Anteil von Premiumprodukten 
an der Pkw-Inlandsproduktion er-
höhte sich damit von 37 auf 50%. 
230 000 Arbeitnehmer sind un-
mittelbar mit der Produktion von 
Premium-Pkw be schäf tigt. Das 
sind 22% mehr als noch vor zehn 
Jahren.

Wichtigster Baustein hierfür ist 
und bleibt die Technologie, sei es 
zur Reduzierung des Kraftstoffver-
brauchs, der Emissionen, vor allem 
CO2, sei es für die Steigerung von 
Si cherheit oder Komfort. Mit rund 
15,7 Mrd. Euro an FuE-Aufwen-
dungen ist die Automo bilindustrie 
unverändert der mit Abstand 
wichtigste Träger industrieller For-
schung und Entwicklung. Jeder 

neunte Beschäftigte arbeitet in die-
sem Bereich. 

Für die langfristige Sicherung 
unseres Erfolgs ist aber auch der 
Standortwettbewerb, ist die Kos-
tenfrage entscheidend: In Osteuro-
pa sind in den letzten Jahren für 1,2 
Mio. Pkw neue Kapazitäten vorwie-
gend asiatischer Wettbewerber im 
preissensiblen Segment entstan-
den. Mit der Produktivität von In-
vestitionen „auf der grünen Wiese“, 
mit einer 40-Stunden-Woche oder 
länger, mit großer Flexibilität und 
niedrigen Lohn- und Lohnneben-
kosten treten diese Wettbewerber 
gegen etablierte Fabriken mit ih-
ren Steinkühler-Pausen und hohen 
Schichtzuschlägen in Deutschland 
an. Und es darf nicht übersehen 
werden, dass schon heute von den 
in Deutschland zugelassenen Pkw 
nur 50% auch hier produziert wer-
den. 30% der Zulassungen entfal-
len auf Im portmarken. Aber auch 
jedes fünfte Neufahrzeug, das ei-
ne deutsche Marke trägt, wird be-
reits im Ausland produziert. Hinzu 
kommt, dass 40% der Wertschöp-
fung unseres Exports aus impor-
tierten Zulieferungen be steht. Die 
Verlagerung ins Ausland ist aber 
nicht Ziel, sondern oftmals unaus-
weichliche Folge. 

Einen ganz entscheidenden Bei-
trag zur Standortsicherung erwar-
ten wir daher von den Ta rifpartnern 
gleich zu Jahresbeginn: Vertretbare 
Löhne und gleichzeitig eine mu-
tige Fort setzung der Flexibilisie-
rung, wie sie im Pforzheimer Ab-
schluss wenigstens an satzweise 
zu fi nden sind. Die Tarifpolitik 
muss sich ganz in den Dienst der 
Standort sicherung stellen. Für die 
Menschen sind sichere Arbeits-
plätze derzeit wichtiger als Lohnzu-
wächse, die die Wettbewerbsfähig-
keit und Jobs gefährden.
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Michael Knipper

Die Erwartungen der Bauwirtschaft für das kommende Jahr

Die deutsche Bauwirtschaft 
kann 2006 wieder etwas op-

timistischer in die Zukunft blicken. 
Alle Zahlen sprechen dafür, dass 
eine realistische Chance besteht, 
den seit 1995 anhaltenden negati-
ven Umsatztrend im Bauhauptge-
werbe zu brechen. Darauf deutet 
sowohl die Entwicklung des Auf-
tragseingangs als auch der Bau-
genehmigungen hin. Wäh rend der 
Auftragseingang von Januar bis 
April 2005 noch nominal um 11% 
zurückging, legte er von Mai bis 
September 2005 um nominal 3,2% 
zu. Auch die Genehmigungszahlen 
im Hochbau stabilisierten sich 
zuletzt.

Der Prozess der konjunkturel-
len Stabilisierung ist allerdings 
regional und in den einzelnen 
Bausparten unterschiedlich weit 
fortgeschritten:

• Im Wirtschaftsbau legte der Auf-
tragseingang des Bauhauptge-
werbes von Mai bis Sep tember 
um nahezu 8% zu. Kumuliert 
für die ersten drei Quartale er-
gibt sich damit eine Stagnation. 
Der Wirtschaftsbau profi tiert 
dabei sowohl von der stabilen 
Nachfrage im Tiefbau als auch 
von einem deutlichen Geneh-
migungsplus bei Handels- und 
Lagerge bäuden, der bedeu-
tendsten Gebäudekategorie im 
Wirtschaftshochbau. Hier macht 
sich bemerkbar, dass Deutsch-
land in Europa mittlerweile zum 
Logistikstandort Nummer 1 ge-
worden ist. 

• Im Öffentlichen Bau stieg der 
Auftragseingang seit dem Früh-
sommer um 4%, wobei der 

kumulierte Jahreswert aufgrund 
des schlechten 1. Quartals noch 
bei - 2% liegt. Es gibt positive Sig-
nale, dass die Gemeinden 2006 
zumindest einen Teil der steigen-
den Gewer besteuereinnahmen 
für zusätzliche Investitionen nut-
zen. Zudem gehen immer mehr 
Kommunen neue Wege und reali-
sieren wichtige Bauvorhaben, wie 
z.B. Schulen und andere öffentli-
che Verwaltungseinrichtungen im 
Rahmen von Public Private Part-
nership-Modellen. Zur Zeit befi n-
den sich PPP-Hochbauprojekte 
im Volumen von über 6 Mrd. Euro 
in der Planungsphase, mit weiter 
steigender Tendenz. Auch die 
Ankündigung, die Investitionen 
des Bundes in die Verkehrsinfra-
struktur um etwa eine Milliarde 
Euro pro Jahr aufzustocken, 
gibt Anlass zu Optimismus. All 
das spricht dafür, dass der Um-
satz des Bauhauptgewerbes im 
Öffentlichen Bau im Jahr 2006 
leicht zulegen könnte.

• Von diesen Erholungstendenzen 
konnte der Wohnungsbau bis-
her allerdings nicht profi  tieren; 
mit - 8% für den aktuellen Rand 
bzw. - 9% Auftragrückgang für 
die ersten drei Quartale sind die 
Werte unverändert schwach. Der 
Wohnungsbau leidet nach wie 
vor unter den Vorzieheffekten auf 
Grund der Diskussionen über die 
Abschaffung Eigenheim zulage in 
den vergangenen Jahren, die erst 
in 2006 langsam auslaufen wer-
den. Ob es zum Jahresende 2005 
nochmals eine „Jahresendrallye“ 
mit dem nun wohl unwiderrufl i-
chen Abbaubeschluss der neuen 
Bundesregierung gegeben hat, 
lässt sich zur Zeit seriös nicht 

berechnen. Auch wenn es abseh-
bare Stabilisierungstendenzen im 
Geschosswoh nungsbau gibt, so 
werden insgesamt die Umsätze 
im Wohnungsbau 2006 nochmals 
zurückgehen.

Regional betrachtet macht 
insbesondere die Entwicklung in 
Ostdeutschland Sorge, wo auch 
im laufenden Jahr mit weiteren 
Auftrags- und Umsatzeinbußen 
zu rechnen ist. Angesichts dieser 
Ausgangslage bleibt zu hoffen, 
dass die Ergebnisse der Koalitions-
verhandlungen zügig umgesetzt 
werden. Besonderes Augenmerk 
werden wir darauf legen, dass der 
Bun deshaushalt 2006 zügig verab-
schiedet wird. Nur so lassen sich 
die angekündigten Wachs tums- 
und Beschäftigungsimpulse auch 
erreichen. Eine Verabschiedung 
des Bundeshaus halts 2006 erst im 
Juli 2006 wäre dagegen ein fatales 
Signal. Ein erheblicher Mittelverfall 
zum Jahresende und eine weitere 
Verunsicherung wären geradezu 
vorprogrammiert.

Positive Signale überwiegen

Werden die Ergebnisse der 
Koalitionsverhandlungen aber 
zügig umgesetzt, überwiegen für 
die Bauwirtschaft die positiven 
Signale.

• In der neuen Legislaturperiode 
sollen die Investitionen in die 
Bundesverkehrswege um ins-
gesamt 4,3 Mrd. Euro – also um 
mehr als 1 Mrd. Euro pro Jahr 
– erhöht werden. Damit könnten 
zumindest die Vorgaben des 
Bundesverkehrswegeplans erfüllt 
werden.
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• Gleichzeitig will die Bundesre-
gierung mehr privates Kapital 
für den Verkehrswege bau mo-
bilisieren. Die Umstellung der 
Fernstraßenfi nanzierung von der 
Haushalts- zur Nutzerfi nanzie-
rung bleibt auf der politischen 
Tagesordnung. Der program-
matische Satz im Entwurf der 
Koalitionsvereinbarung: „Eine 
Pkw-Maut lehnt die Koalition ab“ 
ist in der Endfassung gestrichen 
worden. Damit sind zumindest 
weitere F-Modelle gesichert.

• Die guten Erfahrungen mit 
dem Verkehrswegeplanungsbe-
schleunigungsgesetz in den neu-
en Bundesländern sollen für ganz 
Deutschland nutzbar gemacht 
werden. Mit einem Infrastruktur-
planungsbeschleunigungsgesetz 
will die Bundesregierung die 
Voraus setzungen für eine bun-
desweit einheitliche Straffung, 
Vereinfachung und Verkürzung 
der Planungsprozesse schaffen.

• In einem zweiten Gesetz zur 
Verbesserung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen für öf-
fentlich-private Partnerschaften 
sollen Hemmnisse für deren 
Realisierung abgebaut werden. 
Das Zuwendungsrecht, das 
Investmentrecht aber auch das 
Steuerrecht sollen noch einmal 
auf PPP-Stolpersteine durch-
gesehen werden. Unternehmen 
des Mittelstan des sollen mehr als 
bisher von ÖPP profi tieren. Auch 
damit wird einer ausdrücklichen 
Forderung des Hauptverbandes 
entsprochen.

• Das deutsche Erbschaftsteu-
ergesetz soll auf das englische 
Modell umgestellt werden. In 
einer mittelständisch geprägten 
Branche wie der Bauwirtschaft 
werden gerade mittel ständische 
Unternehmen davon profi tieren, 
wenn die Erbschaftsteuerschuld 

nach 10jähriger Fortführung des 
Unternehmens bis auf Null redu-
ziert werden kann.

• Doch es gibt auch Kritik. Die 
notwendigen Reformen im Ge-
sundheitswesen, bei der Pfl ege 
und im Steuerrecht sind vertagt. 
Leider werden auch erst 2007 
die Beiträge zur Arbeitslosen-
versicherung von 6,5 auf 4,5%  
gesenkt, wozu ein Teil der Mehr-
wertsteuererhöhung genutzt wer-
den soll.

Insgesamt überwiegen aber 
die positiven Signale und wir 
sollten dies auch nicht zerreden. 
Die erkennbaren Stabilisierungs-
tendenzen im Bauhauptgewerbe 
müssen jetzt durch eine gute ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung 
verstärkt werden. Mit steigendem 
Wirtschaftswachs tum, das auch 
auf die Inlandsnachfrage durch-
schlägt, werden die Vorausset-
zungen für eine Aufhellung der 
Stimmung bei den potentiellen 
Investoren besser und können so 
die baukon junkturelle Entwicklung 
stärken.

Zumindest unter den Baufi rmen 
hat sich die Stimmung in jüngster 
Zeit schon deutlich ver bessert. Bei 
der Einschätzung sowohl der aktu-
ellen Geschäftslage als auch der 
Erwartun gen an die zukünftige Ent-
wicklung durch die Baufi rmen lie-
ferten sowohl die Umfrage des ifo-
Instituts für Wirtschaftsforschung 
als auch die des Deutschen Indus-
trie- und Handelskam mertages die 
besten Werte seit fünf Jahren.

Öffentlicher Bau: Wachstum 
2006?

Nach wie vor sind die Städte und 
Gemeinden für die Bauwirtschaft 
der bedeutendste öffentli che Auf-
traggeber. 2004 entfi elen auf sie 
60% der öffentlichen Bauausga-
ben; 21% auf den Bund und 19% 

auf die Bundesländer. Eine Stabili-
sierung oder gar ein „turnaround“ 
der öffentlichen Investitionen ist 
daher ohne die Gemeinden nicht 
möglich. 

Schon in den Jahren 2004 
und 2005 haben diese durch die 
Absenkung der Gewerbesteuer-
umlage (die an Bund und Länder 
abgeführt wird) sowie durch die 
im Zuge der verbesserten Unter-
nehmensgewinne stark steigen-
den Gewerbesteuereinnahmen 
eine deutliche Verbes serung ihrer 
Haushaltslage erfahren. Die aktu-
elle Steuerschätzung sagt auch für 
das Jahr 2006 noch einmal um 1,5 
Mrd. Euro höhere kommunale Ein-
nahmen aus der Gewerbesteuer 
voraus. Bei gesamten öffentlichen 
Bauinvestitionen von 25 Mrd. Euro 
würde nur ein Drittel dieser Sum-
me, umgesetzt in Bauaktivitäten, 
schon einen baukonjunkturellen 
Impuls in der Größenordnung von 
2% mit sich bringen.

Positiv stimmt auch die Zusa-
ge der neuen Bundesregierung, 
die Investitionen in die Bundes-
verkehrswege in den nächsten vier 
Jahren um etwa 1 Mrd. Euro pro 
Jahr aufzustocken. Selbst wenn 
diese Summe durch den neuen 
Finanzminister Steinbrück im 
Prozess der Haushaltsaufstellung 
noch revidiert würde, bedeutet dies 
– vor allem die im Verkehrswege-
bau tätigen Unternehmen – immer 
noch einen deutlichen Nachfra-
geschub. Zudem würden durch 
die angekündigte Aufstockung 
zumindest die Vorgaben des 
Bundesverkehrswege plans erfüllt, 
die jährlichen Investitionen des 
Bundes in die Fernstraßen, die 
Schienenwege und die Wasser-
straßen von 9,9 Mrd. Euro vorse-
hen.

Weiteres Wachstum ist auch 
bei Baumaßnahmen im Rahmen 
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öffentlich-privater Partner schaften 
– hier vor allem im Hochbau – zu 
erwarten. In den letzten beiden 
Jahren wurden bereits Verträge 
mit einem Investitionsvolumen 
von 500 Mio. Euro unterzeichnet. 
100 weitere Projekte mit einem 
geschätzten Investitionsvolumen 
von fast 6 Mrd. Euro befi nden sich 
der zeit in Vorbereitung. Wichtig ist 
vor allem, dass 2006 auch mit den 
ersten Vergaben von PPP-Projek-
ten im Bundesfernstraßenbau zu 
rechnen ist.

Wirtschaftsbau mit 
Stabilisierungstendenzen

Parallel zur – im Jahresver-
lauf – positiven Entwicklung im 
Auftragseingang lagen auch die 
Baugenehmigungen für private 
Bauherren im Nichtwohnungsbau 
in den ersten drei Quarta len nur 
noch um 1% unter dem Vorjah-
resniveau. Positiv ist vor allem die 
Entwicklung im mittlerweile bedeu-
tendsten Wirtschaftsbausegment, 
den Handels- und Lagergebäuden. 
Die se Kategorie, die auch 2004 
schon als einzige keinen Geneh-
migungsrückgang zu verzeich nen 
hatte, verbuchte in den ersten drei 
Quartalen 2005 ein Plus von 7,5%. 
Die Entwicklung Deutschlands zur 
„Logistikdrehscheibe“ in Europa 
schlägt sich in dieser positiven 
Tendenz eindeutig nieder.

Nach den deutlichen Rückgän-
gen in den Vorjahren deutet sich 
auch bei den Fabrik- und Werk-
stattgebäude eine Stabilisierung 
an; von Januar bis September la-
gen die Genehmigun gen nur noch 
um 2% unter dem Vorjahresniveau. 
Das Genehmigungsvolumen von 
nur noch 58% des Wertes von 
2001 zeigt allerdings auch, dass 
bei wieder anspringender Kon-
junktur zumindest im Teilbereich 
der Wirtschaft Kapazitätsengpässe 
entstehen können, die dann auch 

Erweiterungsinvestitionen notwen-
dig machen.

Noch nicht beendet ist dagegen 
die Anpassungsphase bei den 
Bürogebäuden. Die bis 2002 er-
stellten Überkapazitäten drücken 
weiterhin auf die Mietpreise und 
die Investitionsbereit schaft. Wir er-
warten, dass 2005 der Höhepunkt 
bei den Leerstandsraten überwun-
den ist; 2006 könnte sich der Markt 
allmählich stabilisieren.

Problematisch ist allerdings, 
dass die positiven Tendenzen 
nur für das frühere Bundesgebiet 
gelten. In den neuen Bundeslän-
dern sind sowohl Auftragseingang 
als auch Baugenehmi gungen im 
Wirtschaftsbau im Trend weiter-
hin negativ. Dies ist vorrangig auf 
zwei Faktoren zurückzuführen: 
Zum einen wurden im Zuge des 
Wiedervereinigungs-Baubooms in 
nahezu allen Gebäudekategorien 
Überkapazitäten „am Markt vor-
bei“ erstellt, die – in Form hoher 
Leerstände – immer noch die Neu-
bautätigkeit belasten. Zum zweiten 
scheint Ostdeutschland nach dem 
Auslaufen der meisten Investiti-
onszulagen bzw. Steuervergünsti-
gungen als Inves titionsstandort an 
Attraktivität verloren zu haben.

Hoffnungszeichen gibt es im 
Bereich der Schienenwegeinves-
titionen. Dies ist besonders be-
deutsam, weil die Deutsche Bahn 
AG der größte private Bau-Investor 
in Deutschland ist. Nachdem die 
Investitionszuschüsse des Bundes 
an die DB AG 2004 gegenüber 
dem Vorjahr deutlich zurückgegan-
gen sind und im laufenden Jahr auf 
diesem Niveau von rund 3,5 Mrd. 
Euro stagnieren, bestehen für 2006 
gute Aussichten auf eine steigende 
Investitionstätigkeit. Von der im 
Koalitionsvertrag angekündigten 
Aufstockung der Investitionen des 
Bundes in die Verkehrswege dürfte 
auch die DB AG profi tieren.

Wohnungsbau: Schlusslicht der 
baukonjunkturellen Entwicklung

Am Wohnungsbau sind die 
Stabilisierungstendenzen bislang 
allerdings vorbeigegangen. Die 
Vorzieheffekte durch den kurzen 
Eigenheimboom machen sich nun 
negativ bemerkbar.

• Im ersten Halbjahr 2005 lagen die 
Baugenehmigungen für Einfami-
lienhäuser um 25 % unter dem 
Vorjahresniveau. Nachdem sich 
im Vorfeld der Bundestagswahl 
herauskristal lisiert hatte, dass die 
Eigenheimzulage zum Ende des 
Jahres fallen wird, legten die Ge-
nehmigungen im dritten Quartal 
um 10% zu. Für das Gesamtjahr 
dürfte dennoch unter dem Strich 
ein Rückgang von rund 10% zu 
verzeichnen sein, eine Wiederho-
lung der beiden „Genehmigungs-
blasen“ zu den Jahreswechseln 
2002/2003 und 2003/2004 ist 
nicht zu erwarten.

• Bei den Wohnungen in Zweifa-
milienhäusern hat sich 2005 die 
Talfahrt gegenüber den Vorjah-
ren noch beschleunigt; in den 
ersten drei Quartalen gingen die 
Genehmigungs zahlen um ein 
Drittel zurück.

• Der Geschosswohnungsbau 
leidet ebenfalls – wenn auch 
schwächer – unter der Diskus-
sion über die Eigenheimzulage. 
2004 waren knapp 60% der ge-
nehmigten Wohnungen in Mehr-
familienhäusern Eigentumswoh-
nungen, von denen wiederum ein 
erheblicher Teil zur Eigennutzung 
bestimmt war. Auch in dieser 
Kategorie gab es Vorzieheffekte, 
die sich nun negativ bemerkbar 
machen. Allerdings war der Ge-
nehmigungsrückgang für neue 
Wohnungen in den ersten drei 
Quartalen mit 5% nicht beson-
ders ausgeprägt.
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Angesichts eines historisch 
niedrigen Hypothekenzinsniveaus, 
in vielen Regionen Deutsch lands 
ausgeglichener Wohnungsmärkte 
und dem allgemein akzeptierten 
politischen Bestre ben zum Sub-
ventionsabbau und zur Haushalts-
konsolidierung mag es aus politi-
scher Sicht verständlich sein, den 
Rotstift vor allem bei den staatli-
chen Zuwendungen für den Woh-
nungsbau anzusetzen. Im Miet-
wohnungsbau stellt sich allerdings 
die Frage, ob die Kombi nation 

aus Abschaffung der degressiven 
Abschreibung sowie geplanter Ver-
steuerung aller Wertzuwächse (bei 
Fortfall der Spekulationsfrist) nicht 
geeignet ist, Investoren dauerhaft 
abzuschrecken. Anstelle des ge-
planten Übergangs zu einer linea-
ren AfA von 2% für einen Zeitraum 
von 50 Jahren schlägt die Bauwirt-
schaft daher einen Satz von 3% für 
33 Jahre vor, der sich auch eher an 
den Realitäten der wirtschaftlichen 
Nutzungsdauer orientiert.

Wenn der konjunkturelle Rü-
ckenwind aus der deutschen 
Wirtschaft anhält, die neue Bundes-
regierung die notwendige Stär-
kung des Investitionsstandortes 
Deutschland zügig in Angriff nimmt 
und die Bauunternehmer die sich 
bietenden Möglichkeiten beherzt 
nutzen, bestehen gute Chancen, 
dass die deutsche Bauwirtschaft 
die undankbare Rolle der konjunk-
turellen Wachstumsbremse endlich 
ablegen kann.

Nach mehreren mageren Jah-
ren ist Deutschlands Che-

mieindustrie in die Erfolgsspur 
zurückgekehrt. Die Branche blickt 
auf ein insgesamt erfreuliches 
Chemiejahr 2005 zurück. Produk-
tion, Umsatz und Erzeugerpreise 
legten im Vorjahresvergleich deut-
lich zu. Treibende Kraft blieb die 
Auslandsnachfrage. Aber auch der 
inländische Absatz nahm spürbar 
Fahrt auf.

Folgerichtig ist die Stimmung 
der Branche derzeit gut. Die ak-
tuelle Geschäftslage wird positiv 
beurteilt. Darüber hinaus rechnen 
die Unternehmen in den kommen-
den Monaten überwiegend mit 
einer weiteren Verbesserung des 
Chemiegeschäfts. Die Hoffnungen 
stützen sich auf eine weiterhin ro-
buste Weltkonjunktur, eine stabile 
europäische Industrieproduktion, 
eine erhöhte Investitionsneigung 
und nicht zuletzt auf ein Ende des 
Ölpreisauftriebs. Unter diesen 
Voraussetzungen könnte sich das 
Wachstum der deutschen Chemie-

Wilfried Sahm

Deutsche Chemieindustrie setzt Erfolgskurs fort

produktion im Jahresverlauf 2006 
leicht beschleunigen. 

Erfreuliche Jahresbilanz für die 
Chemieindustrie

Das Jahr 2005 verlief für die 
deutsche Chemieindustrie äußerst 
erfolgreich. Der im Vorjahr begon-
nene Aufschwung setzte sich fort. 
Die Produktion konnte das Vorjah-
resniveau um rund 6% übertreffen. 
Nach einem moderaten Start in 
das Jahr 2005 und einem schwa-
chen zweiten Quartal setzten sich 
die Auftriebskräfte in der zweiten 
Jahreshälfte endgültig durch und 
führten zu dem guten Gesamter-
gebnis.

Die Restrukturierungsmaß-
nahmen der letzten Jahre zeigten 
Erfolg. Die deutsche Chemie ist in 
Europa derzeit gut aufgestellt. Die 
deutsche Chemieindustrie wuchs 
im Jahr 2005 deutlich schneller als 
ihre europäischen Nachbarn. Von 
den großen europäischen Chemie-
nationen konnte nur Frankreich 
einen vergleichbaren Zuwachs 

verzeichnen. In Großbritannien 
und Italien hingegen stagnierte 
die Chemieproduktion. In Belgien 
und den Niederlanden wurde das 
Vorjahresniveau sogar deutlich 
verfehlt. 

Das wichtigste Standbein für 
die deutsche Chemie ist und bleibt 
das Geschäft mit ausländischen 
Abnehmern. Als stark international 
ausgerichtete Branche profi tiert die 
Chemie vom dynamischen Wachs-
tum in anderen Regionen. Insge-
samt wuchs der Branchenumsatz 
mit Kunden aus dem Ausland im 
Jahr 2005 um rund 8%. Beson-
ders die Nachfrage aus Mittel- und 
Osteuropa stieg noch einmal deut-
lich. Insgesamt gehen inzwischen 
schon rund 10% der deutschen 
Chemieexporte in diese Region. 
Auch die Exporte nach Asien – und 
hier besonders nach China – wuch-
sen kräftig. Allerdings ist der Anteil 
Chinas an den Gesamtexporten 
noch gering. 

Im Gegensatz zum Vorjahr 
wurde in diesem Jahr auch der 
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Inlandsabsatz wieder zur Stütze 
des deutschen Chemiegeschäf-
tes. Mit einem Plus von 6% trug 
der Inlandsumsatz zum guten Ge-
samtergebnis bei. Dabei war auch 
der Zuwachs im Inland, zumindest 
indirekt, dem Geschäft mit Kunden 
aus dem Ausland zu verdanken. 
Die gesamte deutsche Industrie 
profi tierte vom dynamischen 
Wachstum der Weltwirtschaft. In-
dustrielle Waren aus Deutschland 
waren weltweit gefragt wie nie zu-
vor. Daher stieg auch bei unseren 
inländischen Kunden die Nachfra-
ge nach Chemikalien kräftig. 

Dagegen konnten nicht alle Che-
miesparten gleichermaßen von der 
Entwicklung profi tieren: Während 
die Basischemie deutlich zulegte, 
stagnierte die Spezialitätenchemie. 
Hier bereiteten die hohen Rohstoff-
kosten, der starke Euro und nicht 
zuletzt die zunehmende Konkur-
renz aus Übersee den Herstellern 
Probleme. Die Pharmaproduktion 
kehrte nach der Stagnation des 
Vorjahres in die Erfolgsspur zurück 
– vor allem befl ügelt durch die star-
ke Nachfrage nach Grippeschutz-
mitteln. Die Hersteller von Wasch- 
und Körperpfl egemittel kämpfen 
immer noch mit dem schwachen 
privaten Konsum in Deutschland. 
Allerdings konnten sie aufgrund 
einer stabilen Auslandsnachfrage 
ihre Produktion ausweiten. 

Aufwärtstrend setzt sich im Jahr 
2006 fort

Derzeit sind die Vorausset-
zungen günstig, dass sich der 
Aufwärtstrend der deutschen 
Chemiekonjunktur auch im kom-
menden Jahr fortsetzen wird. Ent-
sprechend optimistisch sind die 
Unternehmen der Branche. Sollten 
die Investitionen wie erwartet wei-
ter steigen und die Konsumenten 
wieder mehr Zutrauen schöpfen, 
könnte sich bei leicht sinkenden 
Ölpreisen die Chemiekonjunktur 

in der zweiten Jahreshälfte 2006 
sogar noch beschleunigen. Unter 
diesen Voraussetzungen könnte 
die deutsche Chemieproduktion im 
Jahresdurchschnitt um 2 bis 3% 
wachsen. 

Die Erzeugerpreise für Che-
mikalien werden aufgrund des 
nachlassenden Kostendrucks bei 
den Rohstoffen nur noch um rund 
1% zulegen. Der Branchenumsatz 
dürfte im Jahr 2006 um 3 bis 4% 
steigen. Die Impulse aus dem In- 
und Ausland dürften gleicherma-
ßen zum Wachstum beitragen.

Chancen und Risiken für 2006 
halten sich etwa die Waage. Die 
Weltwirtschaft – insbesondere die 
Schwellenländer – werden weiter 
wachsen. Der zuletzt wieder fal-
lende Euro verbessert die Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen 
Chemieproduzenten. In Deutsch-
land und Europa werden die Inves-
titionen anziehen. Allerdings sind in 
Deutschland angesichts der deso-
laten Haushaltslage keine fi skal-
politischen Konjunkturimpulse zu 
erwarten. Der inländische Konsum 
dürfte schwach bleiben. Zudem 
wird die europäische Geldpolitik 
wieder restriktiver. Ein erneutes, 
kräftiges Ansteigen der Rohölprei-
se könnte die Wachstumsperspek-
tiven deutlich eintrüben. 

Chemie – Schlüsselindustrie der 
deutschen Wirtschaft

Die chemische Industrie gilt als 
eine der bedeutendsten Branchen 
der deutschen Wirtschaft und als 
Wachstumsmotor für Innovationen 
und technischen Fortschritt. Rund 
10% der gesamten Umsätze des 
Verarbeitenden Gewerbes wer-
den in der chemischen Industrie 
erwirtschaftet. Damit ist sie die 
viertgrößte Branche. Nur die Au-
tomobilindustrie, die Elektroindus-
trie und der Maschinenbau weisen 
höhere Umsätze auf. Die Branche 

ist mit rund einer halben Million 
Beschäftigten einer der größten 
industriellen Arbeitgeber. Sie trägt 
mit einem Außenhandelssaldo von 
knapp 30 Mrd. Euro entscheidend 
zum Überschuss in der Handelsbi-
lanz bei. 

Unter den weltweit zehn größ-
ten Chemie-Unternehmen fi nden 
sich mit BASF, Bayer und Degussa 
gleich drei deutsche Konzerne. Die 
deutsche chemische Industrie be-
steht aber nicht nur aus der nam-
haften Großindustrie. Insgesamt 
gibt es in Deutschland ca. 1900 
Chemieunternehmen. Rund 90% 
hiervon sind kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) mit weniger 
als 500 Beschäftigten. Anders als 
in anderen Branchen ist der Mittel-
stand in der chemischen Industrie 
meist nicht Zulieferer, sondern 
Kunde der Großunternehmen.

Die deutsche Chemieindustrie 
produziert rund 30 000 Stoffe und 
über eine Million Zubereitungen. 
Die Angebotspalette der Branche 
für ihre industriellen Kunden reicht 
von chemischen Grundstoffen 
über hochwertige Kunststoffe bis 
hin zu Spezialchemikalien wie 
z.B. Farben, Lacken oder Flüs-
sigkristallen. Ob kratzfeste Lacke, 
elektrisch leitende Kunststoffe, 
reinstes Silizium oder hochwirksa-
me Arzneimittel – Chemieprodukte 
„made in Germany“ stehen für 
Qualität. Hauptabnehmer für Che-
mieerzeugnisse sind Kunden aus 
der Industrie: Zu den wichtigsten 
Abnehmern zählen die Automo-
bil-, die Verpackungs- und die 
Bauindustrie. Mit ihren Produkten 
verbessert die chemische Indus-
trie die Lebensqualität aber auch 
unmittelbar: Medikamente erhalten 
die Gesundheit, Parfums und Kos-
metika bereichern den Alltag.

Ein wichtiges Erfolgsrezept der 
Branche ist ihre konsequente Aus-
richtung auf die Weltmärkte. Die 



Wirtschaftsdienst 2005 • 12 755

ZEITGESPRÄCH

Nachfrage nach Chemieprodukten 
wächst im Ausland seit Jahren 
deutlich stärker als im Inland. Die 
Folge: Die deutsche Chemiein-
dustrie exportiert mit Produkten 
im Wert von knapp 100 Mrd. Euro 
mittlerweile über 60% ihrer Pro-
duktion. Im Jahr 1980 lag der Anteil 
noch bei 38%, 1950 sogar nur bei 
12%. Diese Zahlen zeigen, dass 
die Chemie eine beispiellose Ex-
portoffensive hinter sich hat. Heute 
zählt die deutsche chemische In-
dustrie zu den am stärksten inter-
national ausgerichteten Branchen. 
Seit zwei Jahren exportiert sie 
mehr Chemiewaren als jedes an-
dere Land und trägt damit zu Recht 
den Titel Exportweltmeister. 

Die Export-Zahlen geben nur 
einen Teil der internationalen Akti-
vitäten der deutschen Chemie-Un-
ternehmen wieder. Die Unterneh-
men haben früh festgestellt, dass 
sich die ausländischen Märkte 
nicht allein durch Exporte bedie-
nen lassen, sondern dass sie dort 
sein müssen, wo auch ihre Kunden 
sind. Sie haben deshalb auf die 
geographische Verschiebung der 

Wachstumszentren reagiert und im 
Ausland Vertriebs- und Produkti-
onsstätten aufgebaut. 

Inzwischen ist die deutsche 
chemische Industrie weltweit mit 
Produktionsstandorten vertreten. 
Nach dem Fahrzeugbau ist sie der 
zweitgrößte deutsche industrielle 
Investor im Ausland. Deutsche 
Chemiekonzerne investieren im 
Ausland fast genauso viel wie in 
Deutschland. Nordamerika und 
Asien sind dabei die Investitions-
schwerpunkte außerhalb Europas.

Auf der anderen Seite ist 
Deutschland aber auch Ziel von Di-
rektinvestitionen aus dem Ausland. 
Ausländische Investoren nutzen 
zunehmend den traditionsreichen 
Chemiestandort Deutschland 
mit seinen spezifi schen Stärken. 
Deutschland bietet mit seinen 
Chemieparks maßgeschneiderte 
Produktionsgrundstücke inklusive 
chemietypischer Dienstleistun-
gen. Qualifi ziertes Fachpersonal, 
hohe Forschungs- und Entwick-
lungskapazitäten und ein enger 
Produktionsverbund ermöglichen 

es den Chemie-Unternehmen, 
sich auf ihre Kernkompetenzen zu 
konzentrieren. Die geographische 
Lage Deutschlands eröffnet zudem 
den Zugang zu den wichtigsten 
europäischen Absatzmärkten. 
Demzufolge hat sich der Bestand 
an ausländischen Direktinvestiti-
onen in der Chemie in den letzen 
zehn Jahren mehr als verdoppelt 
und betrug 2003 über 23 Mrd. Eu-
ro. 357 Betriebe in ausländischem 
Besitz erzielten mit 134 000 Be-
schäftigten einen Umsatz von fast 
50 Mrd. Euro.

Die chemische Industrie ist 
eine starke und stabile Säule un-
serer Volkswirtschaft. Diese Säule 
muss zum Wohle der gesamten 
Volkswirtschaft gestärkt werden. 
Voraussetzung hierfür ist die Er-
haltung bzw. Schaffung günstiger 
Rahmenbedingungen. Dazu zählen 
eine Energiepolitik, die zu wett-
bewerbsfähigen Energiekosten 
führt, ein offener und fairer Handel, 
der Abbau vorhandener und der 
Verzicht auf neue regulatorische 
Hemmnisse sowie eine moderne 
Innovations- und Bildungspolitik. 

Gotthard Graß

Elektrotechnik- und Elektronikindustrie: 

Neue Leitmärkte ent wickeln

2005 hat nicht den erhofften 

Wachstumsschub für die Elek-

trotechnik- und Elektronikindustrie 

gebracht. Zwar blieb sie in der 

Wachstumsspur, doch büßte sie 

erheblich an Dynamik gegenüber 

dem vorausgegangenen Jahr ein. 

Wurde 2004 noch ein Umsatzan-

stieg von 5,5% verzeichnet, so 

fl achte dieser 2005 auf nur noch 

gut ein Prozent ab. 

Nach wie vor ist die Entwicklung 
der zweitgrößten Industriebranche 
in Deutschland geprägt von ei-
nem schwachen Inlandsgeschäft 
und einem anhaltend intensiven 
Wettbewerb, der dazu führt, dass 
steigenden Kosten weiterhin auf 
breiter Front rückläufi ge Erlöse 
gegenüberstehen. In den ersten 
neun Monaten dieses Jahres nahm 
der Umsatz mit Inlandskunden um 
0,5% ab, während mit Auslands-

kunden 2,5% mehr abgerechnet 
werden konnte. Der Erzeuger-
preisindex ging nach Angaben 
der Amtlichen Statistik im Bran-
chendurchschnitt um 3% zurück. 
Besonders kräftig fi el der Druck 
auf die Preise in Anwendungs-
feldern der Elektronik wie der 
Informationstechnik und der Kom-
munikationstechnik, aber auch 
bei elektronischen Bauelementen 
mit teilweise zweistelligen Preis-
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rückgängen aus. Ausgelöst wurde 
diese Entwicklung nicht zuletzt von 
rückläufi gen Importpreisen und der 
Abwertung des Dollars, an dem 
sich die Marktpreise im interna-
tionalen Wettbewerb orientieren. 
Gerade in den elektroniknahen 
Sektoren spielen allerdings auch 
die technologisch bedingten Leis-
tungs- und Produktivitätssprünge 
eine zentrale Rolle 

Die in die kommenden Monate 
weisenden Indikatoren lassen auf 
eine leichte Besserung hoffen. 
Zwischen Januar und September 
2005 lagen die Auftragseingänge 
um 2,9% über Vorjahresniveau. Im 
dritten Quartal nahmen sie sogar 
um fast 7% zu. Erneut stieg die 
Nachfrage inländischer Kunden 
in den ersten neun Monaten nur 
um 0,2%. Auch die gute Export-
nachfrage bei wichtigen Abneh-
merbranchen (Fahrzeugbau, 
Maschinenbau, Chemie) brachte 
hier noch keine stabilen Impulse. 
Im dritten Quartal war ein leichter 
Anstieg um 2,6% festzustellen. Die 
Nachfrage von Auslandskunden 
lag dagegen für den Zeitraum Ja-
nuar bis September 2005 um 6% 
– insbesondere durch Großaufträ-
ge im Juni und August beeinfl usst 
– über dem Niveau des Vorjahres. 
Besonders deutlich wird dies auch 
an den im 3. Quartal um 11,6% ge-
stiegenen Auftragseingängen aus 
dem Ausland. 

Schon der Blick auf den Außen-
handel macht deutlich, dass inter-
nationale Wertschöpfungsnetz-
werke und Handelsverfl echtungen 
in unserer Branche eine zentrale 
Rolle spielen. Anders ist es nicht zu 
erklären, dass Deutschland mittler-
weile rein statistisch mehr elektro-
technische Erzeugnisse exportiert 
als es produziert. Komplexe Lie-
ferverfl echtungen, aber auch eine 
ausgeprägte Exportabhängigkeit 
sind der Hintergrund. Exporten 
von etwa 140 Mrd. Euro stehen 

Importe von 120 Mrd. Euro und ein 
inländischer Produktionswert von 
130 Mrd. Euro gegenüber. Zu den 
rund 800 000 im Inland Beschäf-
tigten kommen mittlerweile mehr 
als 430 000 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter deutscher Elektrounter-
nehmen rund um den Erdball.

Weltmarkt wächst kontinuierlich

Der Weltmarkt für Elektrotechnik 
und Elektronik hat sich im Jahr 
2005 trotz steigender Rohstoff- 
und Materialkosten sowie in vielen 
Bereichen rückläufi ger Erlöse sehr 
positiv entwickelt. Einschließlich 
der erforderlichen Software und 
Services wird er gegenüber dem 
Vorjahr um 5 bis 6% auf einen Wert 
von rund 2600 Mrd. Euro zulegen. 
2004 lag der Zuwachs sogar mit 
fast 7% noch etwas höher. 

Wachstumstreiber sind neben 
der Informations- und Kommunika-
tionstechnik und den Innovationen 
der Consumer Electronics insbe-
sondere die Infrastrukturmärkte, 
zum Beispiel in der Energiewirt-
schaft, der Medizin oder im Ver-
kehrsbereich. In der Automation 
sorgen der Aufbau leistungsfähi-
ger Industrien in verschiedenen 
Schwellenländern sowie hohe 
Investitionen in die Rohstoffge-
winnung, die Rohstoffveredelung 
und den Transport für ein lebhaftes 
Geschäft. Positiv wirkt zudem das 
wachsende internationale Umwelt-
bewusstsein. Hohe Investitionen 
werden zum Beispiel in Mess- und 
Analysegeräte, aber auch in effi zi-
entere Produktions- und Stromer-
zeugungstechnologien getätigt. 

Regional hohe Zuwachsraten 
werden derzeit insbesondere in 
rohstoffreichen Staaten und Regi-
onen wie den arabischen Staaten, 
dem Iran oder Russland verzeich-
net. Der ZVEI trägt dieser Entwick-
lung mit einer Russland-Initiative 
Rechnung. Dabei geht es um die 
aktive Förderung der Zusammen-

arbeit zwischen russischen und 
deutschen Unternehmen. Wachs-
tumsstark ist auch Indien, wo die 
Elektroimporte 2004 um 10% 
zulegten. Für 2005 wird dort ein 
ähnlich hohes Wachstum erwartet. 
Deutschlands Marktanteil liegt hier 
trotz hoher Zuwachsraten von ca. 
30% erst bei 2,5%. In China, dem 
Wachstumsmarkt par Excellence 
der vergangenen Jahre, zeigt die 
aktuelle abfl achende Importent-
wicklung hingegen die wachsende 
Bedeutung der dort stattfi nden-
den inländischen Wertschöpfung. 
Schon 2004 waren mehr als die 
Hälfte der chinesischen Elektro-
einfuhren aus aller Welt im Wert 
von 163 Mrd. Euro elektronische 
Bauelemente. Diese wurden wei-
terverarbeitet und zum guten Teil 
anschließend wieder ausgeführt. 
China ist so innerhalb weniger Jah-
re in der Rangliste der wichtigsten 
Exporteure elektrotechnischer Er-
zeugnisse auf den ersten Platz vor 
den USA, Deutschland und Japan 
aufgestiegen. Auf breiter Front ent-
wickeln sich so neue internationale 
Leitmärkte, aber auch neue leis-
tungsstarke Wettbewerber, die oft 
auf der Basis wachstumsstarker 
Heimatmärkte auch international 
zunehmend erfolgreich operieren. 

Mit hohen Investitionen in Aus-
rüstungen sowie in Forschung 
und Entwicklung, aber auch einer 
konsequenten Ausweitung ihrer 
internationalen Aktivitäten, insbe-
sondere auf wachstumsstarken 
Märkten, leisten unsere Unterneh-
men ihren Beitrag zur Zukunftssi-
cherung. So legten die Bruttoan-
lageinvestitionen der Branche in 
Deutschland nach dem jüngsten 
ifo-Investitionstest 2005 um fast 
9% auf 6 Mrd. Euro zu. Die Aus-
gaben für Forschung und Entwick-
lung beziffert der Stifterverband für 
2004 auf fast 11 Mrd. Euro. Hinzu 
kommen die Aufwendungen für 
Aus- und Weiterbildung. Das heißt: 
Insgesamt gibt unsere Industrie 
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pro Arbeitsplatz in Deutschland 
hierfür Jahr für Jahr über 20 000 
Euro aus. 

Zentraler Wachstums- und Wert-
treiber ist hierbei die Expansion in 
ausländische Wachstumsmärkte. 
Selbst mittelständische Unterneh-
mer berichten, dass sie mittlerweile 
deutlich mehr als die Hälfte ihrer 
Umsätze im Ausland erzielen. Im-
mer wieder wird dabei deutlich, 
dass die Wertschöpfung zuneh-
mend dem Wachstum folgt. Schon 
die bereits erwähnten Indikatoren 
Beschäftigung, unternehmensbe-
zogene Umsatzanteile, die von den 
verfügbaren Statistiken nur be-
grenzt erfasst werden, aber auch 
der hohe Bestand an Direktinves-
titionen in Höhe von 26 Mrd. Euro 
sowie die wachsende Bedeutung 
von vor Ort erbrachten Leistungen 
vom Service über die Fertigung vor 
Ort bis hin zu Entwicklungsaufga-
ben unterstreichen die Tendenz.

Initiativen des ZVEI für mehr 
Wachstum und Beschäftigung

Entscheidend ist deshalb, 
dass in Deutschland wieder mehr 
Wachstum generiert wird. Wege 
zu mehr Wachstum in Deutsch-
land, das Aufzeigen und die aktive 
Erschließung neuer Wachstums-
märkte und Wachstumschancen 
in Deutschland und Europa ste-
hen deshalb auch im Mittelpunkt 
des ZVEI-Programms „Mut zum 
Wandel lohnt sich“. Der derzeit 
in der öffentlichen Diskussion 
vorherrschenden und zweifellos 
notwendigen Restrukturierungs-
agenda wird damit eine Wachs-
tums� und Innovationsagenda 
zur Seite gestellt, die spezifi sche 
nicht nur spezifi sche Felder für ein 
marktgetriebenes Wachstum in 
Deutschland und Europa aufzeigt, 
sondern auch konkrete Maßnah-
men und Empfehlungen vorlegt, 
wie in diesen Feldern Leitmärkte 
in Deutschland und Europa entwi-
ckeln werden können. So zeigen 

ZVEI-Erhebungen und Analysen, 
dass allein der Investitionsstau 
bei modernen Infrastrukturen im 
Energie-, Verkehrs- Gesundheits-, 
Kommunikations- und Sicherheits-
bereich auf mehr als 60 Mrd. Euro 
gewachsen ist und kontinuierlich 
weiter wächst, Investitionsdefi zite 
zum Beispiel im Bildungs- und For-
schungsbereich sind hierbei noch 
nicht einmal berücksichtigt. 

Gerade leistungsfähige Infra-
strukturen sind aber wie die er-
folgreiche Einführung des digitalen 
terrestrischen Fernsehens seit 
2003 beispielhaft zeigt, Grundlage 
für steigende Effi zienz, höhere Pro-
duktivität und innovative Anwen-
dungen neuer Technologien und 
mehr Anschaffungsbereitschaft der 
Konsumenten. So wurden seit No-
vember 2002 allein in Deutschland 
über 3 Mio. so genannte Set-Top-
Boxen für das digitale terrestrische 
Fernsehen verkauft. Durch den zu-
nehmenden Wettbewerb zwischen 
Kabelfernsehen und digital-terres-
trischer Verbreitung (mit bis zu 24 
Fernsehprogrammen) wird indirekt 
zudem die Digitalisierung des Ka-
belfernsehens gefördert. Auf der 
anderen Seite setzt das 56% der 
38 Mio. deutschen Fernsehhaus-
halte versorgende Breitbandkabel 
mit seinen neuen „Triple-Play-An-
geboten“ (Fernsehen, Telefonie 
und Internet) auch das alte Telefon-
kabel unter Druck, das wiederum 
durch breitbandige DSL-Technik 
internetfähig wird. Dies ist ein gu-
tes Beispiel dafür, wie zukunftso-
rientierte Infrastrukturinvestitionen 
weit über den aktuell erkennbaren 
Investitionsbedarf hinaus gesamt-
wirtschaftliche Innovations- und 
Wachstumsimpulse setzen kön-
nen. 

Weitere vergleichbare Schwer-
punkte in der Modernisierung der 
deutschen und europäischen In-
frastrukturen sind bereits heute in 
der Schaffung leistungsfähiger Ver-

kehrstelematiksysteme auf Straße 
und Schiene, der Modernisierung 
der Stromversorgung oder in der 
elektronischen Vernetzung des 
Gesundheitswesens zu erkennen. 
Projekte wie die Gesundheitskarte 
oder das europäische Satellitenna-
vigationssystem Galileo, transeu-
ropäische Schienen verkehrsnetze, 
die Modernisierung der Strom-
netze mit Hilfe leistungsfähiger 
Informationsverarbeitungs- und 
Kommunikations systeme, aber 
auch der Beseitigung absehbarer 
Netz engpässe, intelligentes Woh-
nen oder e-government sind hier 
wichtige Bausteine künftiger High-
Tech-Infrastrukturen. 

Die entsprechenden Technologi-
en sind heute in weiten Bereichen 
bereits verfügbar, eine engere Ko-
operation zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft könnte zudem die 
Leistungsfähigkeit des Innovations-
standortes Deutschland weiter 
steigern. Umso bedrückender ist 
die Tatsache, dass stagnierende 
Märkte, Überregulierung, starre 
Arbeitsmärkte, mangelndes Ver-
trauen in Unternehmertum und 
marktwirtschaftliche Lösungen 
gerade in diesen chancenreichen 
Wachstumsmärkten dazu geführt 
haben, dass die frühzeitige Anwen-
dung neuer technischer Lösungen 
immer seltener in Deutschland 
erfolgt. Leitmärkte, mit denen der 
angebliche Exportweltmeister 
Deutschland seinen Kunden in 
aller Welt demonstriert, dass er 
diese Rolle auch künftig zu spielen 
beabsichtigt, haben mittlerweile 
Seltenheitswert. 

Gemeinsam mit anderen 
Partnern müssen wir hier darauf 
hinwirken, dass hinter unvermeid-
baren Veränderungen, wie sie zum 
Beispiel in der Agenda 2010 der 
Regierung Schröder zusammen-
gefasst waren, die Chancen deut-
licher werden, die sich gerade in 
diesen neuen Feldern abzeichnen. 
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sechs von neun Monaten wies die 
Statistik Zuwachsraten im deutlich 
zweistelligen Bereich aus. Die Lat-
te lag mithin hoch, und sie wurde 
mit Bravour genommen. Ein Blick 
auf die Auftragseingangskurve 
zeigt zudem, dass zwischen die-
sen beiden Tops eine ausgeprägte 
Delle lag, auf die eingangs bereits 
hingewiesen worden ist. Die Dyna-
mik, mit der die Auslandsbestellun-
gen im Jahresverlauf 2005 wieder 
anzogen, steht der des Vorjahres 
also in nichts nach. Schließlich ver-
birgt sich hinter dieser Entwicklung 
eine regionale Verschiebung der 
Absatzmärkte. Um diese zu ver-
deutlichen, bedarf es der Analyse 
der Ausfuhren. Denn weder die 
amtliche noch die VDMA-Auftrags-
eingangsstatistik lässt eine tiefer 
gehende regionale Aufteilung der 
Auslandsbestellungen zu.

Export: Chinaausfuhren 
stagnieren – OPEC-Länder 

kaufen kräftig ein

Nachdem 2004 ausnahmslos al-
le Absatzregionen deutliche Plus-
raten aufwiesen, konnten 2005 die 
Maschinenausfuhren nach Ost- 
und Südostasien nur wenig mehr 
als das Vorjahresniveau halten. Ur-
sächlich hierfür ist die gedämpfte 
Nachfrage Chinas. 

Ralph Wiechers

Maschinenbaukonjunktur: Drittes Wachstumsjahr in Sicht 

Dadurch müssen nicht zuletzt die 
unvermeidbaren Veränderungen, 
zum Beispiel im Bereich der sozi-
alen Sicherungssysteme oder des 
Arbeitsmarktes, bei der Vereinfa-
chung gerade des Unternehmens-
steuerrechts oder hin zu einem 
auf Eigenverantwortung und Wett-
bewerb setzenden Bildungs- und 

Forschungssystem erleichtert wer-
den. Hier erweist sich aus meiner 
Sicht nicht zuletzt die Fragmentie-
rung der gesellschaftspolitischen 
Diskussion, zum Beispiel zwischen 
Volkswirten und Ingenieuren, aber 
auch zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft als schwerwiegendes 
Hindernis. Sie führt dazu, dass die 

Chancen des Wandels nur unzurei-

chend deutlich werden. Dabei ist 

kein Grund erkennbar, warum zum 

Beispiel die Elektrotechnik- und 

Elektronikindustrie nicht wieder 

auch in Deutschland Anschluss an 

die weltweite Wachstumsdynamik 

fi nden sollte. 

Auslandsgeschäft ist hingegen 
weitgehend ausgeblieben. Die In-
landsorders lagen in den ersten 
neun Monaten des Jahres laut 
VDMA-Statistik um 5% real unter 
dem zugegeben vergleichsweise 
hohen Vorjahresniveau. Die Hoff-
nungen auf ein Ende des Investi-
tionsstaus in Deutschland wurden 
enttäuscht. Das ist auch deshalb 
bemerkenswert, weil im gleichen 
Zeitraum die Bestellungen der Eu-
ro-Partnerländer um nicht weniger 
als 13% real gestiegen sind. Dahin-
ter steckt zwar eine Reihe von un-
gewöhnlichen Großaufträgen. Zu-
dem weist die Auftragseingangs-
statistik für den Euro-Raum nach 
der Umstellung vor drei Jahren 
noch einige Ungereimtheiten auf. 
Doch es bleibt dabei: Der Absatz 
deutscher Maschinenbauprodukte 
in die Nachbarländer läuft offenbar 
besser als auf dem Heimatmarkt.

Insgesamt wuchsen die Aus-
landsbestellungen bis einschließ-
lich September um 6% real. Diese 
vermeintliche „geringe Dynamik“ 
bedarf der näheren Erläuterung. 
Zum einen spielt wie so oft in der 
Statistik der so genannte Basisef-
fekt eine Rolle: Das Expansions-
tempo der Auslandsorders war in 
den ersten drei Quartalen des Ver-
gleichsjahres 2004 am höchsten. In 

Die mit Abfl auen der Be-
stelltätigkeit in der zweiten 

Jahreshälfte 2004 vielerorts auf-
kommenden Befürchtungen eines 
beginnenden Abschwunges im 
Maschinenbau haben sich nicht 
bestätigt. Die Branche legte nur 
eine Atempause ein, um im Jah-
resverlauf 2005 ihren Wachstums-
kurs nahezu unbeirrt fortzusetzen. 
Über das Jahr gesehen sollte die 
Maschinenproduktion um preisbe-
reinigt 4% zulegen. Und weiterer 
Zuwachs ist in Sicht: Für 2006 prog-
nostiziert der Branchenverband 
VDMA ein Plus von 2%.

Nach einem verhaltenen Start 
im ersten Quartal 2005 nahm die 
Maschinenproduktion im Jahres-
verlauf wieder deutlich Fahrt auf. 
In den ersten drei Quartalen des 
Jahres betrug der Produktionszu-
wachs im Vergleich zum Vorjahr 
3,7%. Der Produktionsanstieg ist 
damit etwas kräftiger ausgefallen, 
als noch im letzten Herbst von den 
VDMA�Volkswirten erwartet. Un-
term Strich wird am Jahresende 
wohl statt einer drei eine vier vor 
dem Komma stehen.

Auftragseingang: Inland enttäu-
schend – Ausland dynamisch

Die Angleichung der Wachs-
tumskräfte zwischen Inlands- und 
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Andere Auslandsmärkte, vor 
allem Russland sowie die Erdöl 
exportierenden Staaten aus dem 
arabischen Raum und Nordafrika 
gewinnen dagegen an Bedeutung. 
Die deutsche Außenhandelsstatis-
tik weist allein bis September 2005 
einen Zuwachs der Maschinen-
exporte in die OPEC-Länder von 
20,5% aus. In einzelne Ländern wie 
dem Iran, Saudi-Arabien, Ägypten 
oder Libyen lieferte und installier-
te der deutsche Maschinenbau 
zwischen 40 und 50% mehr Ma-
schinen und Anlagen als noch vor 
Jahresfrist. Jedes Land steht zwar 
für sich genommen für geringere 
Ausfuhrvolumina als das Schwer-
gewicht China, das aktuell (Januar-
September 2005) einen Anteil von 
7,3% an den deutschen Maschinen-
exporten hat. In der Summe kom-
men jedoch auch bemerkenswerte 
Volumina zusammen. So entfallen 
im oben genannten Zeitraum auf 
Russland 3,5% und auf die OPEC-
Staaten 4,4% des Exportkuchens. 
Dabei profi tieren deutsche Ma-
schinenbauer nicht allein von der 
wachsenden Nachfrage nach An-
lagen zur Öl- und Gasgewinnung 
und dessen Transport. Manches 
Rohstoff exportierende Land nutzt 
den Geldsegen via intensivem „Pe-
tro-Dollar-Recycling“ zum Auf- und 
Ausbau einer diversifi zierten indus-
triellen Infrastruktur und geht in 
Deutschland als bevorzugtem Lie-
feranten für hochwertige Investiti-
onsgüter auf Einkaufstour. 

Für ständigen Gesprächsstoff im 
Kreise der Maschinenbauer sorgt 
ferner Indien. Die Lieferungen nach 
Indien konnten – wiederum Stand 
September 2005 – im bisherigen 
Jahresverlauf um mehr als 49% 
expandieren.

Aussicht auf verhalten weiter 
wachsende Weltwirtschaft 

Die Zweifel an der Nachhaltigkeit 
des globalen Wachstums haben 

sich in den vergangenen Monaten 
spürbar verringert. Trotz des erheb-
lichen Gegenwindes drastisch stei-
gender Energiepreise wird allge-
mein erwartet, dass die weltweite 
Industrieproduktion weiter steigt. 
Erste Frühindikatoren zeigen auf 
zahlreichen Märkten eine Fortset-
zung des Erholungsprozesses an, 
der auch noch im Jahr 2006 tragen 
sollte. 

Die Konjunktur in den USA er-
weist sich als sehr robust. Das 
Leistungsbilanzdefi zit, die hohen 
Budgetdefi zite, der extrem ho-
he Ölpreis und das starke BIP-
Wachstum bergen zwar die Ge-
fahr weiterer Zinserhöhungen. Die 
Kreditnachfrage, ein ausgewiesen 
verlässlicher Indikator für gewerb-
liche Investitionen, deutet bereits 
eine Abschwächung der Dynamik 
an. Gleichwohl sehen wir in den 
USA nach wie vor ein günstiges 
Investitionsumfeld. Das Auslaufen 
steuerlicher Fördermaßnahmen hat 
nicht zu den befürchteten Rück-
gängen der Investitionsgüternach-
frage geführt. Von den Geschäfts-
klimaindikatoren kommen zudem 
nach wie vor positive Vorgaben, 
so dass wir von einer wenn auch 
moderaten Fortsetzung des US-
amerikanischen Investitionszyklus 
ausgehen. 

Euroland wird wie Japan nach 
einer etwas schwächeren Phase 
einen neuen Anlauf zu einem Auf-
schwung nehmen. Der Spielraum 
der öffentlichen Haushalte in Euro-
pa bleibt zwar auch in Zukunft sehr 
begrenzt. Doch die günstige Lohn-
stückkostenentwicklung stärkt die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen – vor allem in 
Deutschland. Zudem erlaubt die 
Lohnzurückhaltung der EZB eine 
weiterhin expansive Geldpolitik, 
sodass nennenswerte Zinserhö-
hungen auf Jahressicht nicht zu 
erwarten sind. Solange eine dras-
tische Aufwertung des Euro un-

terbleibt, hat Euroland also gute 
Chancen auf eine nachziehende 
leichte Erholung. Die Region bleibt 
aber weiterhin hinter dem Tempo 
der Weltwirtschaft zurück. 

Von der VR China, Wachstums-
garant für die Maschinenbauer der 
letzten Jahre, sind im kommenden 
Jahr insgesamt kaum zusätzliche 
Impulse zu erwarten. Die deut-
schen Maschinenexporte ins Reich 
der Mitte wuchsen 2005 (Januar 
bis September) im Durchschnitt 
um 1,8%, nachdem in den ers-
ten Monaten des Jahres sogar ein 
leichter Rückgang zu verzeichnen 
war. Auch wenn die lokale Investi-
tionsgüternachfrage nur geringfü-
gig an Dynamik verliert, droht die 
restriktive Kreditvergabe sowie die 
Bevorzugung heimischer Produk-
te auf die chinesische Nachfrage 
nach deutschen Maschinenbau-
produkten zumindest in einigen 
Fachzweigen spürbar durchzu-
schlagen. Das Risiko eines Ein-
bruchs der Konjunktur im Reich 
der Mitte ist jedoch angesichts der 
nach wie vor starken Impulse durch 
die Integration in die Weltwirtschaft 
eher gering. 

Weiterhin gute Geschäfte winken 
dagegen in anderen aufstrebenden 
Schwellenländern sowie den Roh-
stoff exportierenden Staaten. Ers-
tere, hier vor allem Indien, greifen 
das Beispiel Chinas begierig auf 
und forcieren ihre Industrialisie-
rung. Letztere wie der Iran oder 
Russland werden durch steigen-
de Öl- und Gaseinnahmen kon-
junkturell befl ügelt und investieren 
breit gefächert. Davon kann der 
deutsche Maschinenbau profi tie-
ren. Dabei bestehen freilich nicht 
unerhebliche Risiken. Während im 
Iran der Regierungswechsel sowie 
das Beharren auf einem eigenen 
Atomprogramm belasten, stehen 
in Russland strukturelle Defi zite ei-
nem nachhaltig raschen Wachstum 
entgegen.
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Warten auf Aufl ösung 
des deutschen Investitionsstaus 

Auch die deutsche Wirtschaft 
dürfte im kommenden Jahr end-
lich einen Tick schneller drehen als 
2005. Der seit 1999/2000 aufgelau-
fene Investitionsstau, höhere Un-
ternehmensgewinne, anhaltendes 
Exportwachstum und eine leichte 
Belebung des privaten Konsums 
bieten durchaus Chancen für ei-
ne zaghafte Erholung der Inlands-
nachfrage nach Investitionen. 

Diese tut auch dringend Not: 
Die Ausrüstungsinvestitionen in 
Deutschland sind seit ihrem letzten 
Hoch Ende des Jahres 2000 bis zu 
ihrem Tief Anfang 2004 um rund ein 
Drittel gesunken. Das 2004 insge-
samt erzielte Volumen von 148,4 
Mrd. Euro reicht gerade noch für 
ein Wachstum des gesamtwirt-
schaftlichen Produktionspotentials 
von rund 1% – zu wenig für einen 
Abbau der Arbeitslosigkeit. Beun-
ruhigend ist vor allem, dass der 
Modernitätsgrad unserer Produk-
tionsanlagen leidet. Während die 
deutsche Investitionsgüterindust-
rie alle Welt mit modernsten Aus-
rüstungen beliefert und damit zur 
Wettbewerbsfähigkeit der anderen 
beiträgt, geht die Modernisierung 
der deutschen Industrie im inter-
nationalen Maßstab zu langsam 
voran.

Der Sachverständigenrat hat in 
seinem jüngsten Jahresgutach-
ten für 2006 eine Zunahme der 
Ausrüstungsinvestitionen von ins-
gesamt 4,3% nach 4,2% im Jah-
re 2005 prognostiziert. Deutsche 
Bank Research erwartet eine noch 
deutlichere Aufwärtsbewegung mit 
einem Plus der Ausrüstungsinvesti-
tionen von 6%. 

Investoren brauchen 
politisch klare Vorgaben 

Für einen kräftigen Anstieg spre-
chen die gesteigerte Wettbewerbs-

fähigkeit der Unternehmen, die er-
folgte Konsolidierung der Bilanzen 
und die Notwendigkeit zur Moder-
nisierung, teilweise auch Erweite-
rung der maschinellen Anlagen. 
Gemessen am Investitionsvolumen 
des Jahres 2000 wurden allein im 
Bereich der Ausrüstungsinvestitio-
nen in den letzten fünf Jahren zu-
sammen genommen gut 110 Mrd. 
Euro weniger investiert. Die so un-
erwartete, nun auslaufende Ersatz-
welle bei leichten und schweren 
Nutzkraftfahrzeugen hat beispiel-
haft gezeigt, welche Dynamik eine 
aufgestaute Nachfrage entwickeln 
kann. Ähnliche Beobachtungen 
machen wir regelmäßig im Bauma-
schinensektor. Angesichts nach wie 
vor unsicherer politischer Vorgaben 
erscheinen uns die prognostizier-
ten Steigerungsraten gleichwohl 
ehrgeizig. Auch in einem wieder 
positiveren Umfeld werden Inves-
toren sehr selektiv vorgehen und 
größere Ersatz- und Erweiterungs-
investitionen sorgfältig prüfen. Das 
gilt quer durch alle Branchen. 

Bei den am Weltmarkt orien-
tierten, vom Exportboom profi tie-
renden Industriezweigen kommt 
hinzu, dass die internationale 
Nachfrage mit weiter steigender 
Tendenz aus lokaler Produktion, 
also vor Ort bedient wird. Selbst 
wenn es gelingt, deutschen Direkt-
investitionen im Ausland deutsche 
Produktionstechnologie folgen zu 
lassen, wird manche Maschine 
zwangsläufi g in der Exportstatistik 
auftauchen anstatt als deutsche 
Ausrüstungsinvestition.

Maschinenbau 2006: 
Drittes Wachstumsjahr in Folge

 Als Ergebnis aller dieser Überle-
gungen lässt sich Folgendes fest-
halten: Die Nachfrage nach deut-
schen Maschinenprodukten sollte 
im kommenden Jahr wieder aus 
zwei Quellen gespeist werden – 
dem steigenden Bedarf nach Aus-

rüstungsgütern im Inland und dem 
regional sehr unterschiedlich aus-
fallenden Nachfragesog der aus-
ländischen Kunden. Haupttriebfe-
der des Wachstums bleibt jedoch 
der Export, der wiederum angetrie-
ben wird vom vorerst weiter stei-
genden Weltsozialprodukt. Wegen 
der dämpfenden Effekte des hohen 
Rohölpreises, tendenziell höheren 
Notenbankzinsen und der unver-
ändert strikten Ausgabenpolitik der 
öffentlichen Hand in der EU wird 
die Dynamik der Jahre 2004 und 
2005 allerdings nicht erreicht wer-
den können. Unter der Maßgabe, 
dass exogene Schocks ausblei-
ben, taxieren wir den Zuwachs der 
deutschen Maschinenbauprodukti-
on im Jahr 2006 auf real plus 2%. 
Das wäre für den deutschen Ma-
schinenbau das dritte Wachstums-
jahr in Folge. Der Zuwachs der Jah-
re 2004 bis 2006 beliefe sich auf 
kumuliert rund 12%.

Anforderungen 
an die neue Regierung

Die Wirtschaftspolitik des Bun-
des steht zu Beginn der 16. Legis-
laturperiode vor außergewöhnlich 
schwierigen Aufgaben. Sie muss 
zum einen tragfähige Antworten 
auf die tief greifende öffentliche 
Finanzkrise fi nden – das verlangt 
ein hohes Maß an Konsolidierungs-
disziplin. Zum anderen darf sie mit 
Einsparungen und mit steuerlichen 
Maßnahmen nicht so weit gehen, 
dass die beginnende Investitions-
konjunktur abgewürgt wird, bevor 
sie sich recht entfalten kann. 

Die Strategie der großen Koali-
tion ist so einfach wie verwegen. 
Sie will 2006 der Konjunktur – un-
ter Inkaufnahme eines eigentlich 
verfassungswidrigen Haushaltes 
– mit Nachfrageimpulsen so viel 
Schwung verleihen, dass sie die 
unausweichlichen, aber auf 2007 
vertagten steuerlichen Maßnah-
men wegstecken kann. Ob die 
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Rechnung aufgeht, ist offen. Die 
Gefahren liegen auf der Hand: 
Was im kommenden Jahr in Form 
vorgezogener Nachfrage zu mehr 
Wachstum beiträgt, wird nach der 
Anhebung der Mehrwertsteuer und 
nach der Kappung so genannter 
Steuervergünstigungen als Nach-
frageausfall zu verbuchen sein. 
Dass 2007 ein verfassungsgemä-
ßer und EU-konformer Bundes-
haushalt herbeikonsolidiert werden 
kann, ist angesichts dieser schon 
heute absehbaren konjunkturellen 
Bremswirkungen mehr als fraglich.

Ob es gelingen kann, wird am 
Ende nicht an dem liegen, was an 
Maßnahmen im Koalitionsvertrag 
steht. Entscheidend wird sein, den 
Unternehmen ein Umfeld zu bieten, 
in dem es sich lohnt, Innovationen 
voranzutreiben und in Arbeitsplätze 
zu investieren. Den Weg, hierfür die 

Arbeitsmärkte weiter zu deregulie-
ren, will die neue Bundesregierung 
nicht gehen. Umso mehr wird sie 
sich darauf einlassen müssen, das 
steuerliche Terrain günstiger zu ge-
stalten. Die für 2008 angekündigte 
umfassende Unternehmensteuer-
reform ist zunächst bloß die Tau-
be auf dem Dach. Der Spatz in der 
Hand, um im Bild zu bleiben, ist die 
vorübergehende Rückkehr zu den 
Abschreibungsbedingungen, die 
vor dem Jahr 2000 galten. Diese 
Maßnahme ist ein eindrucksvolles 
Zeichen dafür, dass die Bundesre-
gierung Notwendigkeit und Dring-
lichkeit der Bekämpfung der Inves-
titionsschwäche erkannt hat. 

Es ist durchaus richtig, dabei an 
den Abschreibungsbedingungen 
anzuknüpfen. Über die konkrete 
Ausgestaltung sollte jedoch noch 
einmal nachgedacht werden. Denn 

die vorgeschlagene allgemeine Ab-
schreibungserleichterung ist teuer 
und wenig zielgenau. Die Bundes-
regierung wäre gut beraten, sich in 
der jetzigen Situation auf solche In-
vestitionen zu fokussieren, die über 
das hinausgehen, was ein Unter-
nehmen im Durchschnitt der vor-
angegangenen drei Jahre investier-
te. Diese Mehrinvestitionen sollten 
sofort abgeschrieben werden kön-
nen. Bei dieser Ausgestaltung wür-
den Mitnahmeeffekte wirksam ver-
mieden und die fi skalischen Kosten 
der Abschreibungserleichterung 
drastisch reduziert. Zugleich würde 
den Unternehmen viel klarer signa-
lisiert, dass es hoch erwünscht ist, 
wenn sie mehr investieren und da-
mit zugleich mehr für eine Wende 
zum Positiven tun. Mehr Investie-
ren in Deutschland: das brauchen 
wir dringender denn je.


